Die Bürgerin als Untertan? - Mammographie-Screening in Bayern

Ein beliebiger Werktag in einer beliebigen kleineren bayerischen Stadt. Aus dem Briefkasten fällt mir ein amtlich aussehender Umschlag entgegen, ohne datierten Poststempel, im Fenster meine Anschrift und als Absender die „Zentrale Stelle Mammographie-Screening“. Nichts Gutes ahnend lese ich dann im – ebenfalls undatierten – Anschreiben, dass ein Termin (zeitnah) für mich in einer mir unbekannten Praxis vereinbart sei, ich dafür der Anleitung auf der Rückseite folgen und den beiliegenden zweiseitigen Fragebogen ausfüllen möge. Auf diesem wäre eine Screening-ID direkt über allen meinen persönlichen Daten aufzukleben. 

Meine erste Reaktion ist Empörung und Wut. WOHER hat diese Stelle meine Anschrift und mindestens auch mein Geburtsjahr? Was soll ein Termin, den ich nicht veranlasst habe, den ich aber bei einer 0180er kostenpflichtigen Nummer – mit Sicherheit ein Call-Center - verschieben soll, falls ich am Tag des angesetzten Termins „verhindert“ sei? Haben sich meine Krankenkasse im Verbund mit der KV Bayerns oder etwa gar „meine“ Ärzt(inn)e(n) solchermaßen über jeden Datenschutz hinweggesetzt? In den beigefügten „Informationen zum Mammographie-Screening“ lese ich dann, dass die Daten (einschließlich der Geburtsdaten!) von den Melderegistern, also den Einwohnermeldeämtern stammen. Noch mehr Grund zur Aufregung! Auf welcher Rechts-grundlage dürfen die das? Nachprüfbare Quellen will ich wissen, keine billigen Allgemeinplätze lesen wie: „Die datenschutzrechtlichen Anforderungen werden dabei selbstverständlich eingehal-ten“, mit anschließendem Hinweis auf angeblich „nicht wieder entschlüsselbare Kennnummern“ und Löschung „der Meldedaten nach Einladung“ (Infobroschüre S.10). Spontan fallen mir meine zahlreichen Diskussionen über IT-Sicherheit mit diversen Fachleuten ein, etwa über die Tatsache, dass Sicherheitslöcher im Online-und Karten-Banking bestgehütete Geheimnisse deutscher Bankinstitute sind, oder über die „Sicherheit“ einer auf Veranlassung des Versicherten gesperrten Krankenversicherungskarte... Sehr viel später werde ich auf der Rückseite der Infobroschüre einen kargen Hinweis finden, dass sein Inhalt „Bestandteil der Krebsfrüherkennungs-Richtlinien“ sei, die der „Gemeinsame Bundesausschuss“
 per 15.12.2003 beschlossen hat. Datenweitergabe also einfach per GBA-Beschluss???

„Freiwillig“ sei die Teilnahme, heißt es im „PS“ des Anschreibens. Zur grundsätzlichen Absage einer Teilnahme „an dieser Maßnahme zur Brustkrebs-Früherkennung“ solle man „die beiliegende Antwortkarte“ ausfüllen und - wieder mit Strichcode versehen - zurückschicken. Auf der Postkarte (ohne Umschlag!) wäre dann wahlweise anzukreuzen: spätere Teilnahme – wegen Termin letzter Mammographie (Monat/Jahr sind anzugeben), wegen Brustkrebs, Diagnose (Monat/Jahr sind anzugeben), wg. Bitte um erneute Einladung (Monat/Jahr sind anzugeben) - oder die mit folgendem Fettdruck versehene Aussage „Ich möchte nicht teilnehmen und will in Zukunft nicht mehr eingeladen werden.“

Was passiert den Frauen, die diesen Satz ankreuzen? Wird man ihnen das vielleicht irgendwann später bei der Krankenkasse präsentieren, wenn sie tatsächlich an Krebs erkranken und keinen lückenlosen Vorsorgeuntersuchungsnachweis, abgestempelt in der jeweiligen Facharztpraxis, vorlegen können, um weitere Kosten auf sie abwälzen zu können? Da war doch etwas mit der Zuzahlungsentlastung für chronisch Kranke neu geregelt ab 01.01.2008, demnach sollte die Reduzierung der Zuzahlungsverpflichtung auf 1% des Einkommens nur für die gelten, die vor ihrer Erkrankung regelmäßig zur Vorsorgeuntersuchung gegangen wären und dies nachweisen könnten? Müssen jetzt etwa demnächst auch bald alle zur Darmspiegelung, die das von der KV und den Kassen festgelegte Alter erreicht haben? Genaueres hatte ich noch nicht eruieren können, also auf ins nächste Internetcafé, denn seit 01.01.2008 gibt es ja auch die Vorratsdatenspeicherung, und da weiß frau nie, wie „gläsern“ sie schon ist....  

Was ich dort herausfinde: die Regelung für die Zuzahlungsentlastung gelte nur für Frauen, die nach dem 01.04.1987 und für Männer, die nach dem 01.04.1962 geboren sind. Das bestätigt mir ein Anruf im Gesundheitsladen München, wo ich mich schon früher gut beraten fühlte. Dort erfahre ich auch, Mammographie und weitere Vorsorgeuntersuchungen, die mit einem Risiko verbunden seien, also auch die Darmspiegelung, seien derzeit nicht zwingend, wohl aber müsse der oder die Versicherte eine „Beratung“ dazu nachweisen. Da hätten diejenigen, die das entscheiden, ein Stück zurückgerudert.

Einen Grund zur Beruhigung sehe ich darin nicht. Erstens ist es eine in der Politik übliche Strategie, den Rahmen für problematische Vorhaben möglichst weit zu spannen, bei größerem Widerstand ein wenig zurückzunehmen, um dann später, wenn „das Volk“ sich schon an die gesetzten „Realitäten“ gewöhnt hat, den Rahmen noch weiter auszudehnen als im ursprünglichen Entwurf. Die geneigte LeserIn möge einen Blick in die Geschichte des Datenschutzes und der Privatsphäre („großer Lauschangriff“) werfen oder in die des praktisch abgeschafften Bankge-heimnisses in Deutschland, um nur wenige Beispiele zu nennen. Und „Kleingedrucktes“, wie Geburtsjahrgänge, Ausführungsverordnungen etc., lässt sich meist rasch und „unauffällig“ ändern. Zweitens muss ich nun wohl schon wieder Stempel in Arztpraxen sammeln, und vor allem: Wozu raten von der KV abhängige und von Pharmavertretern umworbene Ärzte dann wohl? Mit beträchtlichem Unbehagen erinnere ich mich an eine großstädtische zentrale Veranstaltung Anfang 1998 zum Thema „Wechseljahre“ mit einem renommierten Referenten, auf der Hormon-Ersatztherapie eher wenig problematisiert wurde, obwohl bereits damals schon Studien im englischsprachigen Raum einen signifikanten Zusammenhang zwischen solcher Hormonbehandlung und dem erhöhten Risiko beschrieben, an Brustkrebs zu erkranken.
 Die Existenz dieser wissenschaftlichen Untersuchungen war unter ca. 150 Teilnehmerinnen, von denen lt. Handzeichen etwa 120 Hormone verschrieben bekamen, manche schon seit Jahren (!), anscheinend nur mir – und natürlich dem Referenten - bekannt ... Bekomme ich demnächst nun vielleicht einen verschlüsselten Vermerk „nicht kooperativ“ auf den Chip meiner „Gesundheitskarte“, wenn ich im Arztgespräch darauf hinweise, dass nach Statistik wohl unter 1000 Frauen bei allenfalls einer mittels Mammographie-Screening eine Krebserkrankung tatsächlich früher als ohne erkannt und erfolgreich behandelt wird,
 aber doch auch viele unnötig in Aufregung versetzt und ggf. biopsiert werden? Einiges spricht dafür, dass es einmal mehr um ökonomische Interessen geht, basierend auf digitalisierten Modellrechnungen, die niemals komplexe Prozesse von Wirklichkeit erfassen können, eben weil sie Modelle sind (Joseph Weizenbaum
 ist im März 2008 im Alter von 85 gestorben; seine Thesen sind interessanter denn je ...). Umso mehr muss die „Cui bono-Frage“ erlaubt sein: wem nützt es? Stünde wirklich die Gesundheit aller im Mittelpunkt des Interesses von Frau Ulla Schmidt, KV und Kassen, gäbe es 

- kein entwürdigendes Feilschen in der Öffentlichkeit einer Praxisrezeption um die Praxisgebühr, die in der Gynäkologie gerne auch schon mal für Vorsorgeuntersuchungen erhoben werden, wie Rezipienten kritischer Magazine wissen.
 (Zehn Euro bedeuten für manche, drei Tage lang heizen zu können, dies nur als ein zur Winterzeit passendes Beispiel). Natürlich registrierte ich auch schon, dass mein Hausarzt nicht entsprechend meiner Angabe „zur Vorsorge“ sondern „zur Mitbehandlung“ auf dem Überweisungsschein zur Gynäkologie ankreuzte, und kenne den (Abrechnungs-) Hintergrund, aber ich diskutiere das nicht auch noch mit ihm. Seinerseits genervt von Behandlungspauschalen und einem zu Jahresbeginn schon wieder geänderten System für die Abrechnung kann er strukturbedingt nur noch ein begrenztes Interesse an einer Kassenpatientin haben, die er ohnehin nur alle zwei Jahre mal zum „Check“ sieht.

- keine Herausnahme schonender und sinnvoller Ultraschalluntersuchungen von Brust und Gebärmutter aus dem Leistungskatalog (Standardvorsorge) der GKV, die bereits seit einigen Jahren als IGEL-Leistung per „Honorarvereinbarung“ in den gynäkologischen Praxen an die Selbstzahlerin gebracht werden sollen. Es hängt nämlich von der Struktur des Gewebes ab, ob Mammographie oder Ultraschall bessere Erkenntniswerte für die Brustdiagnostik bringt, und diese Beurteilung muss individuell erfolgen. Dass man Frauen einer höheren Altersgruppe erst einmal pauschal zur Mammographie schickt, wird auch in dem Zusammenhang statistisch begründet, letztlich mit einer höheren Wahrscheinlichkeit für weniger dichtes Gewebe im höheren Lebensalter. Diese Wahrscheinlichkeit reduziert sich aber wohl wiederum durch Einnahme von Östrogenen in den Wechseljahren.
 Interessanterweise spielt auch die Strahlenbelastung bei den Argumenten für Ultraschall und gegen Mammographie bei jüngeren Frauen durchaus eine Rolle. Kommt es bei den älteren nicht mehr so darauf an, weil ihre verbleibende Lebenszeit kürzer ist? Warum findet sich in den Screening-Unterlagen nirgends ein Hinweis, damit ein evtl. vorhandener Röntgenpass zur Mammographie mitgebracht wird?

- statt eines undurchsichtigen und sich ständig ändernden Punkte-Abrechnungssystems eines, das sich durch Transparenz für Ärzte- und Patientenschaft auszeichnet und in dem Ärzte für ihre medizinischen und kommunikativen Leistungen bezahlt werden statt für bürokratischen Aufwand.

Die Liste ließe sich beliebig verlängern. Was mich zudem wütend macht: Der auszufüllende Fragebogen fragt nach „Hormonersatzbehandlung“, der Zusammenhang zwischen Hormon-Ersatz und erhöhtem Brustkrebsrisiko wird in den Screening-Unterlagen aber wohlweislich nirgends erwähnt. Es ließe sich nämlich mittels Statistik auch folgende Argumentation denken: Weil in Deutschland viele Frauen in den letzten 25 Jahren - rezeptpflichtig ! - Hormone gegen Wechseljahresbeschwerden von ihren Ärzten verordnet bekamen, ist das statistische Risiko zusätzlich erhöht,
 und nun sollen alle in den entsprechenden Altersgruppen verstärkt zur Mammographie. Weiter ärgert mich, dass meine KK mich weder immer richtig informiert, wenn es ums Geld geht, noch auch nur ein Minimum an Entgegenkommen zeigt, wenn im individuellen Fall eine kleine und statistisch (!) begründete Vorsorge-Untersuchung für ca. 18,- Euro alle zwei Jahre medizinisch sinnvoll wäre. Um keine Missverständnisse aufkommen zu lassen: mein Lebensstil prädestinierte mich eigentlich zur „Traumkundin“ jeder Krankenversicherung, dienten deren mit hohem Marketingaufwand finanzierten Selbstdarstellungen nicht vor allem dazu, junge und finanziell vielversprechende Kunden zu werben, die dann die Versicherungsmitarbeiter ggf. in ihren Quartalsstatistikzahlen präsentieren können. Ohne jeden Hang zu Qualm oder Alkohol, seit Jahrzehnten fleischfrei ausschließlich mit Bioprodukten der Saison ernährt, perfekte Vollwertköchin mit idealem BMI, Radlerin rund ums Jahr, profunde Kennerin von Kräutern und diverser Methoden der Körperarbeit habe ich selbst in bayerischer Föhnlage eine „besiegte“ Migräne ohne jedes ärztliche Zutun seit nunmehr fünfundzwanzig Jahren im Griff. Ich veranlasse und zahle auch eine Titerbestimmung alleine, wenn mein Hausarzt meint, es wäre an der Zeit für eine bestimmte Auffrischungsimpfung. Diese selbst würde zwar von der Kasse bezahlt, nicht aber deren Überprüfung auf Notwendigkeit. Auch mit den Anzeichen eines möglichen Bandscheibenvorfalls durch eine körperliche Überlastung weiß ich umzugehen, ohne einen Orthopäden bemühen zu müssen. Für all dieses und mehr gibt es weder „Bonuspunkte“ noch sonst etwas von meiner Kasse. Und natürlich kenne ich auch die Propagierung von Screening-Programmen mindestens seit 1995, aber eben auch deren kritische Diskussion. Tatsächlich ist aber die mündige Bürgerin nicht gefragt, vor allem nicht, wenn sie die Fünfzig erreicht hat, und die autoritäre Gutsherrenart der beschriebenen Sendung signalisiert einmal mehr, dass es um Kontrolle und Erfassung im Dienst einer ausschließlich neoliberal bestimmten ökonomischen Betrachtungsweise geht. Dabei ist Bürokratie die vielleicht effektivste Form struktureller Gewalt
 gegen Bürgerinnen und Bürger, ganz besonders im Zeitalter globaler digitaler Speicherung. 

Was also tun? Auf eine Sendung wie der beschriebenen muss ich nicht reagieren. Ich meine, auf der individuellen Ebene entscheiden die Frauen im besten Fall im qualifizierten Dialog mit einer Ärztin oder einem Arzt ihres Vertrauens (gibt es die für Kassenpatientinnen noch?) und mittels eigener Recherchen, ob/wann/wohin sie zur Mammographie gehen. Dass diese dann qualifiziert erfolgen muss, ist klar; der letzte Abschnitt der Informationsbroschüre auf S. 10 aber sehr kritisch zu lesen: Was folgt aus einer möglichen Feststellung, „bei Frauen in der Zeit zwischen zwei Screening-Mammographien (sei) Brustkrebs aufgetreten, der früher hätte entdeckt werden können“? Eine Verkürzung des Standard-Intervalls zwischen zwei Untersuchungen auf ein Jahr? Oder sollte „früher“ eher doch meinen: schon bei der vorletzten Mammographie? Und warum sagt man dann nicht deutlich: „Wir möchten Ihre Unterlagen zur Überprüfung von Mammo-graphie-Praxen und Geräten nutzen?“ Es handelt sich an dieser Stelle um sog. „Qualitäts-sicherung“, aber wie wird hier eigentlich was kommuniziert? Und nur bei sehr genauem Lesen habe ich weiter verstanden, dass in der Mammographie-Praxis (der „Screening-Einheit“) die Kennnummer mit den persönlichen Daten (also z.B. aus dem Fragebogen, den Röntgenbildern und deren Bewertung) prinzipiell verbunden bleibt... Ein Schreiben ans Einwohnermeldeamt, vorerst ohne Nennung des konkreten Anlasses, das diesem nochmals ausdrücklich eine Weitergabe meiner Daten untersagt, ist beabsichtigt, wird aber vermutlich wenig fruchten.9 Frau muss im Zweifelsfall über Verbände oder Medienöffentlichkeit versuchen, ihrem Anliegen Nachdruck zu verleihen; insbesondere Behörden und durch eine mächtige Lobby getragene Bereiche (wie Versicherungswirtschaft, Pharmakonzerne, Energiemonopolisten,...) reagieren erfahrungsgemäß allenfalls auf Letzteres.

Ansonsten gehe ich schon lange davon aus, im deutschen Gesundheitssystem – und nicht nur da - nur noch als Kosten-Nutzenfaktor nach „marktüblichen“ betriebswirtschaftlichen Kennzahlen betrachtet zu werden, die praktisch nichts von meiner Lebenswirklichkeit abbilden, diese aber massiv bestimmen (sollen). Vermutlich bleiben hier nur dezentrale Selbsthilfe und der Aufbau informeller Netze als Ausweg gegen das Kartell der finanzkräftigen „Eliten“. 

Eine zu düstere Einschätzung? Schaut vielleicht mal wieder in die visionären Schriften von Huxley’s „Brave New World“ bis heute und erschreckt über die „Realisierungsquote“ der Fiktionen. 

Aber bleibt wachsam und stark!






 (Name der Redaktion bekannt)

� nach § 91 Abs. 5 SGB V


� einige Titel des damaligen Diskussionsstandes noch im Online-Archiv des „British Medical Journal“ (� HYPERLINK "http://www.bmj.com" ��www.bmj.com�) oder „The Lancet“ (� HYPERLINK "http://www.thelancet.com" ��www.thelancet.com�), Stichworte: hormone replacement therapy, cancer, breast, + Jahrgangszahl


� vgl. z.B. die Kritik von Prof. Gerd Giegenzer, Direktor des Max-Planck-Instituts für Bildungsforschung in Berlin, in: PH 07/2002, Der Tagesspiegel, 01.06.2005; Bettina Jahn, www.nationales-netzwerk-frauengesundheit.de, oder Statistik bei Koubenec, Dr. H.-J. in: Berliner Ärzte 8/2000


� Weizenbaum, Joseph, emeritierter Professor für Computer Science, einst Pionier „künstlicher Intelligenz“ am MIT, seit 1996 wieder in Berlin lebend, profunder Kritiker einer totalen Computerisierung der Gesellschaft


� vgl. „Plusminus“, SWR, Dienstag, 10.04.2007, über: www.daserste.de


� vgl. Koubenec, Dr.H-J., Berliner Ärzte 8/2000


� Eine Publikation des Bremer Instituts für Präventionsforschung und Sozialmedizin (BIPS) weist schon für das Jahr 2000 einen Anteil von 30% (Altersgruppen 50-54 und 60-64) und 40% (Altersgruppe 55-59) an Brustkrebsfällen auf, die auf Hormongaben zurückgehen: s. Abb.: „Neuerkrankungen an Brustkrebs in Deutschland 2000 und Verursachung durch Wechseljahres-Hormone“, in: Greiser, Prof. Dr. med. E.: “Krebs durch Wechseljahres-Hormone in Deutschland. Ergebnis und Berechnung des Attributiv-Risikos“ 


� Der Begriff der „strukturellen Gewalt“ stammt ursprünglich aus der Theorie der internationalen Beziehungen (Galtung, Johan, 1970).


9 Eine Nachfrage des Gesundheitsladens ergab später, dass beim Mammographie-Screening in Bayern Art. 31 a GDVD Erhebung und Nutzung der Meldedaten der Einwohnermeldeämter durch die „Zentrale Stelle“ für die „terminierte Einladung“ erlaubt. Die „Zentrale Stelle“ ist wohl eine Art „Verwertungsstelle“ der Daten aller bayerischer Meldebehörden. „GDVG“ bezeichnet jenes „Gesundheitsdienst- und Verbraucherschutzgesetz Gesetz über den öffentlichen Gesundheits- und Veterinärdienst, die Ernährung und den Verbraucherschutz sowie die Lebensmittelüberwachung – Bayern“, das – nebenbei bemerkt – auch weiterhin einen „sensiblen“ Umgang mit Daten von Gammelfleischproduzenten und –vertreibern gegenüber der Verbraucheröffentlichkeit ermöglicht...
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